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Bremen. Die Europäische Kommission hat
Bremenmit demSUMP-Award für nachhal-
tige Mobilität ausgezeichnet. Am Montag-
abend überreichte EU-Verkehrskommissa-
rin Violeta Bulc in Brüssel die Auszeich-
nung an Verkehrssenator Joachim Lohse
(Grüne). Gewürdigt wird damit der Ver-
kehrsentwicklungsplan, der im September
mit den Stimmen von SPD, Grünen und
CDU in der Stadtbürgerschaft beschlossen
wordenwar. An demKonzept, das nun ver-
wirklicht werden soll, hatten auch mehrere
Interessenvertretungen mitgewirkt: der
FahrradverbandADFC, der Automobilclub
ADAC, dieHandelskammer und dieNatur-
schutzorganisation BUND. Seite 8

Berlin. Im Diplomatenviertel im Berliner
Tiergarten steht auch Bremens Botschaft.
Die Landesvertretung des Zwei-Städte-
Staats ist das Scharnier zwischen dem Se-
nat in Bremen und der Bundespolitik. Hier
werden Initiativen im Bundesrat gestartet
und mit anderen Bundesländern abge-
stimmt – und manchmal wird auchmit dem
Bund gestritten. Das aus Bremer Sicht wohl
bekannteste Beispiel: Die Posse um den so-
genannten Kanzlerbrief mit Finanzzusa-
gen von Gerhard Schröder, um dessen Be-
deutung jahrelang gerungen wurde. Wie
es um das Verhältnis zwischen Bund und
Bremen inzwischen steht, zeigt die neue
Folge unserer Serie „OffeneWahl“. Seite 3

Bremen. Der Trend geht zu mehr Qualität:
Bremer Kaffeeröstereien haben dem Ein-
heitsgeschmack den Kampf angesagt.
Nach Angaben der kleinen Betriebe legt

eine immer größere
Kundenzahl Wert auf
hochwertige Produkte
undeine besondere Zu-
bereitung. Dafür sind
diese bereit, einen hö-
heren Preis für ihren
Kaffee zu bezahlen.
Doch auch die großen
Konzerne haben diese
Entwicklung längst im
Blick. Seite 15

WETTERBREMEN

Europas beste Verkehrspolitik
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Edler Kaffee, gute Geschäfte

VON JÖRG NIEMEYER

Bremen. Berlin ist offensichtlich doch noch
im Rennen um die Olympischen Sommer-
spiele 2024 – und das könnte negative Fol-
gen für Bremen haben. Monatelang hatte
Deutschlanddie Fragebeschäftigt, obHam-
burg oder Berlin der Kandidat werdenwür-
de. Nach der Entscheidung für Hamburg
taucht nun überraschend eine neue Frage
auf: Machen beide Städte gemeinsame Sa-
che? Der Sprecher des Deutschen Olympi-
schen Sportbunds (DOSB) bestätigte dem
WESER-KURIER, dass Vorrundenspiele in
Berlin denkbar seien. „Damit wäre Bremen
aber natürlich nicht aus dem Rennen“,
sagte Christian Klaue.

Ralph Lehnert, der Geschäftsführer des
Hamburger Sportbunds (HSB), schien über
diese Idee des DOSB verwun-
dert zu sein. „Wenn man
unser Konzept ernst nimmt,
passt Berlin da nicht hinein“,
sagte er, „denn die kurzen
Wege sind ja gerade Kernele-
ment unseres Konzepts.“

Der Präsident des Landes-
sportbunds Bremen präsen-
tierte sich am Montag über-
rascht – und gelassen. „Ham-
burg oder Berlin: So war das
immer kommuniziert wor-
den“, sagte Andreas Vroom,
„aberwennHamburgundBer-
lin den Olympischen Spielen
in Deutschland guttun, sollte
man gesprächsbereit blei-
ben.“ Voraussetzung wäre
allerdings, dass „ein Anteil für
uns Bremer übrigbleibt“. Der-
zeit ist angedacht, dass an der
Weser Vorrundenspiele im
Fußball und im Basketball
stattfinden könnten. „Das ist
Bestandteil unseres Konzep-
tes“, sagte Lehnert. Und er
machte deutlich, dass die Bre-
mer in den Planungen weiterhin eine Rolle
spielen: „Da muss man auf ein hanseati-
schesWort vertrauen.“ Zumindest dieHam-
burger planen also mit Bremen.

Die DOSB-Mitgliederversammlung hat-
te am vergangenen Sonnabend in der
Frankfurter Paulskirche mit 410:0 Stimmen
formal bestätigt, dass Deutschland mit
Hamburg in die internationale Bewerbung
um die Olympischen Spiele im Jahr 2024
gehen möchte. Die Entscheidung gegen
Berlin hatte in Bremen große Freude ausge-
löst. Konkrete Olympia-Pläne gibt es der-
zeit von keiner Seite, dafür ist es noch viel
zu früh. Aber die Chance, dass Berlin Teil
des Hamburger Konzepts wird, ist seit dem
Wochenende gewachsen. „Wenn es nach
mir geht, sollte Berlin in irgendeiner Form
mit einbezogen werden“, sagte DOSB-Prä-
sident Alfons Hörmann am Sonntagabend
im NDR-Fernsehen, „weil das Signal von

Sonnabend eine entsprechende Anerken-
nung verdient hat.“ Dieses Signal war das
Angebot des Berliner Regierenden Bürger-
meisters Michael Müller, trotz der Nieder-
lage imBewerberduell Hamburg unterstüt-
zen zu wollen.

Der Pressesprecher des Landessport-
bunds Berlin (LSBB), Dietmar Bothe, kün-
digte an, dass es in dennächsten TagenGe-
spräche zwischen dem LSBB-Präsidenten
Klaus Böger und Berlins Sportsenator
FrankHenkel gebenwerde. Darin solle ge-
klärt werden, wie die grundsätzliche Posi-
tionierung der Hauptstadt bei sportlichen
Großveranstaltungen sei. „Wir sortieren
uns gerade neu“, sagte Bothe. LSBB-Vize-
präsident Robert Bartko hatte jüngst vorge-
rechnet, dass Berlin allein seit 1994 25Welt-
meisterschaften, 14 Europameisterschaf-

ten und 28Weltcups ausgetra-
gen hat. „Dafür hat die Stadt
Millionen ausgegeben – auch
vor dem Hintergrund einer
möglichen Olympiabewer-
bung“, sagte Bothe. „Wir wa-
ren sehr offensiv im Anwer-
ben von Veranstaltungen –
und großzügig mit öffentli-
chemGeld.“

Gutmöglich, dass dieses En-
gagement also doch noch ge-
würdigt werden soll. Mit eini-
ger Überraschung hatte sich
Anfang vergangener Woche
auch die Mehrheit der Sport-
fachverbände für Hamburg
unddamit gegenBerlin ausge-
sprochen. Während sich in
Hamburg in einer repräsenta-
tivenBefragung 64 und in Ber-
lin nur 55 Prozent der Bewoh-
ner für Olympia in ihrer Hei-
matstadt ausgesprochen hat-
ten, galten vor allem die gro-
ßen Sportverbände als Befür-
worter der Hauptstadt. Deren
Bürgermeister hatte in der

Paulskirche eingeräumt, dass die Entschei-
dung für Hamburg „immer noch ein biss-
chen weh tut“.

Möglicherweise möchte Alfons Hör-
mann den Schmerz der Berliner lindern.
DOSB-Sprecher Klaue ließ jedenfalls er-
kennen, dass es vom InternationalenOlym-
pischen Komitee (IOC) Signale gebe, Vor-
rundenspiele in Berlin austragen zu dür-
fen. Ob man Berlin tatsächlich mit ins Boot
holenwerde undwie das dann aussähe, sei
aber noch gar nicht andiskutiert worden,
sagte Klaue. Erste Gespräche sollen am
Dienstag in Hamburg stattfinden. „Da gibt
es dann drängendere Fragen als die nach
Berlin und Hamburg“, sagte HSB-Ge-
schäftsführer Lehnert. Wichtig sei erst ein-
mal, wie die Hamburger Bewerbergesell-
schaft gegründet werden könne und wel-
che Stadt die olympischen Segelwettbe-
werbe austragen werde. Kommentar Seite 2

THEMA

Serie „Offene Wahl“

Berlin. Kanzlerin Angela Merkel (CDU)
und der griechischeMinisterpräsident Ale-
xis Tsipras sind in wesentlichen Fragen der
Schuldenkrise nicht vorangekommen –
trotz aller Bemühungen um versöhnliche
Töne. Bei seinem Antrittsbesuch in Berlin
versprach Tsipras am Montag, Vereinba-
rungen einzuhalten. Er forderte aber an-
dere Prioritäten. „Wir brauchen einen
neuen politischen Mix.“ Merkel drängte
den Euro-Partner angesichts des drohen-
den Staatsbankrotts, Reformen auch umzu-
setzen. „Wir möchten, dass Griechenland
wirtschaftlich stark ist, dass Griechenland
Wachstum hat“. Vor allem müsse die hohe
Arbeitslosigkeit überwunden werden.

Nach wochenlangem Schlagabtausch
zwischen Berlin und Athen warnte Tsipras
vor weiteren gegenseitigen Schuldzuwei-
sungen. „Weder sind die Griechen Faulen-
zer, noch sind dieDeutschen Schuld an den

Übeln und den Missständen in Griechen-
land. Wir müssen hart daran arbeiten,
diese schrecklichen Stereotypen zu über-
winden.“ Der linke Regierungschef äu-
ßerte sich weder zu seiner angekündigten
Reformliste noch zu aktuellen Liquiditäts-
problemen. Dem hoch verschuldeten Land
könnte ohne rasche Hilfen der Geldgeber
schon in zwei Wochen der Staatsbankrott
drohen. Die Euro-Partner und der IWF ha-
ben ausstehende Kredite von 7,2 Milliar-
den Euro auf Eis gelegt, da Athen bisher
nicht alle Reformauflagen erfüllt hat.

Merkel betonte, dass die Zeit genutzt
werden müsse, um das bis Ende Juni ver-
längerte Hilfsprogramm umzusetzen. Über
weitere Finanzhilfen für Athen entscheide
allein die Euro-Gruppe nach Bewertung
der Reformvorhaben durch die EU-Kom-
mission, die Europäische Zentralbank so-
wie den InternationalenWährungsfonds.

Nach denWortenMerkels ist beiden Sei-
ten an vertrauensvoller Zusammenarbeit
gelegen. Schwierige Fragen müssten auch
angesprochen werden. „Beide Länder wol-
len gut zusammenleben.“ Tsipras bot
Deutschland eine neue Form der Zusam-
menarbeit an: „Wir müssen uns besser ver-
stehen.“ Tsipras versprach auch „umfang-
reiche Strukturreformen“. Griechenland
sei es in den vergangenen fünf Jahren
nicht gelungen, seine eigenen Probleme zu
lösen. „Es gibt auch interne Ursachen für
die enorme Krise in Griechenland.“

Zu den Plänen der griechischen Regie-
rung gehört auch eine Reform des im euro-
päischen Vergleich besonders teuren Ren-
tensystems. Dabei soll es um eine Herauf-
setzung des Rentenalters und eine Verlän-
gerung der für das Erreichen der vollen
Rente notwendigen Beitragszeiten gehen.
Dieses Vorhaben gilt als heikel, weil es zu

den Wahlversprechen des Linksbündnis-
ses zählte, die Renten nicht anzutasten. Im
Gespräch ist eine Erhöhung derMehrwert-
steuer. Zudem wollen die Behörden alle
Griechen mit Schwarzgeld-Konten im Aus-
land aufrufen, sich zu melden.

Im Streit um Entschädigungen für die
Nazi-Zeit betonte Tsipras, dabei gehe es in
erster Linie nicht ummaterielle Dinge, son-
dern um ein „ethisches, moralisches The-
ma“. Das habe nichts mit der aktuellen
Schuldenkrise zu tun. Merkel wiederholte
ihre Position, dass die Frage der Reparatio-
nen aus Sicht der Bundesregierung poli-
tisch und rechtlich abgeschlossen sei.
Deutschland stelle sich aber seiner Verant-
wortung für dieVerbrechen derNationalso-
zialisten: „Deutschland nimmt dieseAufga-
be, dieses Bewusstsein wachzuhalten und
auch nicht beiseite zu stellen, sehr, sehr
ernst.“ Kommentar Seite 2·Bericht Seite 4
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Das ausführliche Wetter finden Sie auf
Seite 6 und jederzeit aktuell auf dem
Online-Portal des WESER-KURIER unter:

www.weser-kurier.de/wetterkontor/aktuell

Bremen (akl). Die Messe Bremen und die
ÖVB-Arena haben im Jahr 2014 mit 116
Veranstaltungen 962000 Besucher in die
siebenMessehallen ander Bürgerweide ge-
lockt. Das sind sechs Veranstaltungen und
80000 Besucher mehr als noch vor drei Jah-
ren. 52 Konzerte, Shows und Sportveran-
staltungen mit 150 Vorstellungen, dazu 64
Messen und Kongresse spülten einen Um-
satz von 15 Millionen Euro in die Kassen
(1,7 Millionen Euro mehr als 2012). Ge-
schäftsführer Hans Peter Schneider sprach
von „planvollem Wachstum“ – zur Freude
von Wirtschaftssenator Martin Günthner,
der auch Aufsichtsratsvorsitzender der Ge-
sellschaft WFB Wirtschaftsförderung Bre-
men ist: Die Besucher der Konzerte, Shows
und Kongresse gaben in Bremen 75 Millio-
nen Euro aus. Bericht Seite 9

Bremen (mic). Es hat plausible Informatio-
nen für eine akute Terroranschlagsgefahr
in Bremen am Wochenende vom 27. Fe-
bruar bis 1. März gegeben. Mit diesem Er-
gebnis endete am Montag die Aktenein-
sicht der Parlamentarischen Kontrollkom-
mission, die aus den Vorsitzenden der vier
Bürgerschaftsfraktionen besteht. Die Politi-
ker hatten überprüft, ob es Ende Februar
tatsächlich einenAnlass für eine Terrorwar-
nung gegeben hat. Hinterher waren sie
sich – egal ob aus Regierungskoalition oder
Opposition – einig:Man habe davon ausge-
hen müssen, dass ein Terrorangriff unmit-
telbar bevorstand. Eine andere Frage ist,
ob es beim Polizeieinsatz und den staatsan-
waltlichen Ermittlungen Pannen gab. Hier-
für wird es am 8. April eine weitere Akten-
einsicht geben. Bericht Seite 7

Durch zwei Tiefs über Frankreich und der
Nordsee bilden sich überMitteleuropa ganz
vereinzelt Schauer oder Gewitter.

Nordsee-Tief bringt Regen
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DOSB-Präsident Alfons
Hörmann möchte Berlin
ins Boot holen. FOTO: GETTY

Berlin·Bremen (fel). Bundesgesundheits-
minister Hermann Gröhe (CDU) will mit
einem Zehn-Punkte-Plan gegen die wach-
sende Gefährdung von Patienten durch
multiresistente Keime vorgehen. Das
Papier muss allerdings noch mit den Res-
sorts abgestimmt werden. Demnach ist vor-
gesehen, die Meldepflichten beim Auftre-
ten besonders gefährlicher Keime zu ver-
schärfen. Zudem sollen Kliniken verpflich-
tetwerden, regelmäßig Informationen über
dieHygienestandards imHaus zu veröffent-
lichen. Bis zu 15000Menschen sterben jähr-
lich in Kliniken, weil sie sich dort mit einem
Keim infizieren, gegen den keine Medizin
hilft. Die Bremer Gesundheitsbehörde
werde sich Gröhes Vorhaben genau an-
schauen, sagte Sprecher Jens Schmidt:
„Wir werden prüfen, was davon relevant
ist.“ Nach dem Vorfall 2011 am Klinikum
Bremen-Mitte, bei dem drei Säuglinge auf
der Frühgeborenen-Intensivstation an ei-
nemmultiresistenten Darmkeim gestorben
waren, habe die Behörde bereits einige
Maßnahmen ergriffen. Unter anderem
seien die Hygienekontrollen verbessert
worden. Zudem gebe es bereits bestimmte
Meldepflichten bei Keimen, so Schmidt.

Messe wächst
deutlich

Berlin macht
Bremen Konkurrenz
Auch Hauptstadt Kandidat für olympische Vorrunden

Terrorwarnung
war plausibel

Bund geht gegen
Klinik-Keime vor

Tsipras und Merkel geben sich versöhnlich

Im Viertel
rumort es

Bremen (wtc). Das Viertel verändert sich
auf eine Weise, die Club-, Café- und Knei-
penbetreibern große Sorgen macht. Immer
öfter bekommen sie es mit Beschwerden
von Anwohnern zu tun, die neu ins Quar-

tier gekommen sind. Denen ist es dort zu
laut und zu dreckig. Darüber reden wollen
die neuen Nachbarn nicht. Sie kommen
gleich mit einem Anwalt, bestätigt das
Stadtamt. Kommentar Seite 2·Bericht Seite 7

Im Viertel – hier eine Straßenszene – rumort es. Die Clubszene sieht sich bedroht. FOTO: KUHAUPT
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